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ERITREA/ÄTHIOPIEN

Hart an der GrenzeAm13. April entscheidet
eineinternationale

Kommission über die
Grenzezwischen

Äthiopien und Eritrea.
Beide Regierungen haben

Probleme, einen
Kompromissinihren
Ländernzuvertreten.

Was als Abschluss eines
Friedensprozesses gedacht
war, bringt die Regierungen
Äthiopiens und Eritreas in
ernste Schwierigkeiten. Fast
vier Jahre nachdemein klei-
ner Grenzstreit zu einem
Krieg eskalierte, wird die un-
abhängige International
Boundary Commission (IBC)
i m niederländischen Den
Haag ihre territorialen An-
sprüche beurteilen. Die Ent-
scheidungüber die Grenzeist
bereits zwei mal verschoben
worden, diesen Samstag
soll sie nun bekannt gegeben
werden.
Im Friedensabkommen,

das i m Dezember 2000 von
der Organisationfür Afrikani-
scheEinheit(OAU)vermittelt
wurde, versprachen beide
Regierungen, die Entschei-
dung der IBC zu akzeptieren.
Entsprechend opti mistisch
gibt sich Legwaila Joseph
Legwaila, der Gesandte
der UN−Friedensmission in
Äthiopien und Eritrea (Un-
mee): "Wir erwarten keine
Probleme." Er räumt aller-
dings ein, dass "wir nicht
genau wissenkönnen, wie die
Sicherheitslage sich nach der
Entscheidung entwickelt".
Deshalb sei die Unmee auf
alle Eventualitäten vorberei-
tet. Ihr Mandat wurde am
15. März umfünf Monate ver-
längert.
Die Spannungen i m Grenz-

gebiet wie auch in beiden
Hauptstädten haben sich in
den letzten Monaten ver-
stärkt. Auch nach dem Waf-
fenstillstand vom Juli 2000

hatte sich der Krieg der Wor-
te nie wirklich gemäßigt, und
seit die Länder ihren Fall i m
vergangenen Dezember dem
IBCpräsentierten, werdenBe-
leidigungen und Beschuldi-
gungen mit neuer Energieaus-
getauscht. UN−Vertreter drän-
genauf eineEinigung, eine De-
legation des Sicherheitsrats
kamEnde Februar zu Besuch.
Doch beide Regierungen ha-
ben Probleme, einen eventu-
ellen Verzicht auf ihre An-
sprüche vor der eigenen Be-
völkerung zu rechtfertigen.
So meinen Teile der äthiopi-
schen Opposition, da das
Land den Krieg gewonnen ha-
be, müsstees über die Grenze
entscheiden. In den ersten
Jahren des Konflikts war
Eritrea die stärkere Partei,
aber während der Offensive
i mFrühjahr 2000 besetzte die
äthiopische Armeegroße Tei-
le Eritreas. Schätzungsweise
eine MillionEritreerInnen, ein
Drittel der Bevölkerung, wa-
rengezwungenzufliehen.

Eine Million Menschen
auf der Flucht
Oppositionelle Organisatio-

nen der Amhara, der in
Äthiopien historisch domi-
nanten Bevölkerungsgruppe,
haben den äthiopischen Mi-
nisterpräsidenten Meles Zen-
awi als Söldner Eritreas dar-
gestellt. Zunächst habe er
1991 der Unabhängigkeit
Eritreas zugesti mmt, obwohl
Äthiopien dadurchseinen Zu-
gang zum Meer verlor. Dann
ließer eine günstige Gelegen-

heit ungenutzt, als vor zwei
Jahren die Panzer rollten. Die
Äthiopische Demokratische
Partei (EDP), derzeit die
stärkste Oppositionspartei,
sammelte 100.000 Unter-
schriftenfür eine Petition, die
eine Ablehnung der IBC−Ent-
scheidung fordert, wenn die-
se nicht zu Äthiopiens Guns-
tenausfällt.
Einnochgrößeres Problem

für Zenawi ist, dass Hardliner
seiner eigenen Bevölkerungs-
gruppe, der nordäthiopi-
schenTigreer, ebenfalls unzu-
frieden damit sind, dass er
nicht ein vorteilhafteres Frie-
densabkommenausgehandelt
hat. Sieglauben, dass Äthiopi-
en zumindest die Regierung
des Nachbarstaates hätte
stürzensollen. Da Tigreer die
Armee kontrollieren, riskier-
te Zenawi einenPutsch, als er
die Dissidenten, ihreFamilien
und einige hochrangige Sym-
pathisanten verhaften und
wegen Korruption anklagen
ließ. Es gelangihm, seine Geg-
ner auszumanövrieren, doch
die öffentliche Unterstützung
für ihre Position zwang ihn,
einenTeil ihrerIdeenzuüber-
nehmen. Die Kriegspropagan-
da war so effektiv, dass viele
Äthiopier die Eritreer jetzt
mehr hassen, als es der Regie-
rungliebist.
Nun bemüht man sich um

Mäßigung. "Die von einigen
extremistischen Gruppen
vorgebrachte Idee, das Land
in einen neuen Krieg zu stür-
zen, ist unakzeptabel", heißt
es in einer Erklärung des In-
formationsministeriums vom
vergangenen Montag. Zena-
wis Taktik erklärte Dr. Kinfe
Abraham vom Ethiopian In-
ternational Institutefor Peace
and Development (EIIPD), ein
Vertrauter der Regierung, auf
einer Pressekonferenz am27.
März: Wie auch i mmer die

Kriegumdie"richtige" Grenze- zu denLeidtragendenzählt die Zivilbevölkerung. (Foto: version)

Entscheidung ausfällt, sie
wird der Bevölkerungals Sieg
präsentiert werden.
Zenawis Regierung stellt

den gesamten Krieg nochi m-
mer als überwältigenden
äthiopischen Erfolg dar. Die
tatsächliche Bilanz aber ist
i mmer nochunklar. Schondie
direkten äthiopischen Kriegs-
ausgabenwerdenauf 2,9 Milli-
arden Dollar geschätzt, doch
diese Summe berücksichtigt
dieindirekten Kostender ver-
hinderten Entwicklung nicht.
Auch die Zahl der Opfer ist
nicht bekannt. Der eritreische
Präsident Isaias Afeworki gab
imvergangenenJahr an, dass
seinLand19.000Soldatenver-
lorenhabe. Doch Militärbeob-
achter schätzen, dass die Ge-
samtzahl der Kriegstotenzwi-
schen 70.000 und 100.000 lie-
genkönnte.

Eine Million Landminen
versteckt
Auch die eritreische Regie-

rung steht unter innenpoliti-
schem Druck. Afeworki hat
bereits an Unterstützung ver-
loren, nachdemer eine Reihe
von Dissidenten inhaftieren
ließ, die eine Demokratisie-
rung gefordert hatten. Wenn
die Grenzkommission die eri-
treischen Ansprüche zurück-
weist, wird die Bevölkerung
fragen, wofür siein den Krieg
gezogenist. Die Politiker mö-
gen es leugnen, aber die An-
sicht ist weit verbreitet, dass
Eritrea die erste große Offen-
sive in diesem Krieg begann,
auchwennsie wahrscheinlich
durch kleine äthiopische
Grenzverletzungen provo-
ziert wurde.
Allerdingsist Eritreasjuris-

tische Position möglicherwei-
se besser als die Äthiopiens.
Die eritreischen Ansprüche
basieren auf Kolonialverträ-

gen, die Anfang des vergange-
nen Jahrhunderts zwischen
Äthiopien und Italien ge-
schlossen wurden. Bei der
späteren Annexion Eritreas
wurdendie Verwaltungsbezir-
keentsprechenddiesen Gren-
zen gebildet. Doch in den
späten achtziger Jahren, als
der größte Teil Eritreas be-
freit war, verwalteten Kämp-
fer der TPLF, diejetzt Äthiopi-
en regiert, und der EPLF, die
jetzt Eritrearegiert, aus prak-
tischen Gründen Teile des
Territoriums des anderen
Staates. Als Eritrea die Unab-
hängigkeit erhielt, wurde die-
se Angelegenheit nicht gere-
gelt, da man davon ausging,
das Problem werde freund-
schaftlichgelöst.
Die Schlüsselfrage für die

IBC ist es, ob aus der Tatsa-
che, dass Äthiopien für zehn
Jahre Teile Eritreas verwalte-
te, nach internationalem
Recht territoriale Ansprüche
abgeleitet werden können.
Nach der Entscheidung wird
es mehrere Monate dauern,
die Grenze zu markieren und
Stacheldrahtrollen zu verle-
gen. Dieser neue eiserne Vor-
hang wird mitten durch
Schlachtfelder führen, auf
denen noch Landminen und
Leichen liegen. Die Unsicher-
heit über die Grenze und die
schätzungsweise eine Million
Landminen erschweren auch
den verbleibenden Flüchtlin-
gendie Rückkehr. Etwa73.000
Eritreer, die dort wohnten,
wonundieTemporarySecuri-
tyZoneist, lebennochi mmer
inLagern.
Die Entscheidung des IBC

hat jedoch nicht nur für
ÄthiopienundEritreaihre Be-
deutung. Wenn das Urteil
nicht erkennbar unparteiisch
und unpolitischist, könnte es
eine Einladungfür eine Reihe
afrikanischer Staaten sein,
ebenfalls Grenzenin Frage zu
stellen. Und auch wenn die
Regierungen Äthiopiens und
Eritreas die Entscheidungtat-
sächlichakzeptieren, könnten
sie wegen der neuen weltpoli-
tischen Lage wieder zu den
Waffen greifen. Die USAstüt-
zen sich bereits auf Äthiopi-
en, umGuerilleros der al−Qai-
da und der al−Ittihaadin Süd-
somalia zu bekämpfen, und
Eritrea wird beschuldigt,
äthiopischen Guerillagruppen
zuhelfen.
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